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Auszug aus dem Hamburger Programm –  
Grundsatzprogramm der SPD 
 
 
3.7 Der vorsorgende Sozialstaat 
 
Der Sozialstaat ist eine große zivilisatorische Errungenschaft des 20. Jahrhunderts. Er 
ergänzt die bürgerlichen Freiheitsrechte durch soziale Bürgerrechte. Daher gehören für 
uns Demokratie und Sozialstaat zusammen. Der Sozialstaat hat Millionen von Men-
schen aus den Zwängen ihrer Herkunft befreit, vor Härten des Marktes geschützt und 
ihnen Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben eröffnet. Er ist eine entscheidende 
Grundlage für die wirtschaftliche Dynamik, die unseren Wohlstand schafft. 
 
Der Sozialstaat ist die organisierte Solidarität zwischen den Starken und den Schwa-
chen, den Jungen und den Alten, den Gesunden und den Kranken, den Arbeitenden 
und den Arbeitslosen, den Nichtbehinderten und den Behinderten. Das Fundament des 
Sozialstaates bilden auch in Zukunft staatlich verbürgte soziale Sicherung und Teilhabe, 
der einklagbare Rechtsanspruch auf Sozialleistungen sowie die Arbeitnehmerrechte.  
 
Der globale Kapitalismus vertieft die Kluft zwischen Reich und Arm. Auch in unserer Ge-
sellschaft verschärfen sich die sozialen Gegensätze. Einige Länder nehmen dies als 
Schicksal hin. Erfolgreiche Sozialstaaten hingegen schützen Menschen vor Armut und 
ermöglichen sozialen Aufstieg. 
 
Wo die Erwerbsformen flexibler und häufig auch prekärer werden, wird die zentrale 
Funktion des Sozialstaates noch wichtiger: Sicherheit im Wandel zu gewährleisten. 
Angst vor dem Absturz lähmt. Nur wer sich abgesichert weiß, wird Risiken eingehen. 
Nur wer Chancen hat, wird sich anstrengen. 
 
Um dieses Versprechen von Sicherheit und Aufstieg in unserer Zeit zu erneuern, ent-
wickeln wir den Sozialstaat weiter zum vorsorgenden Sozialstaat. Er bekämpft Armut 
und befähigt die Menschen, ihr Leben selbstbestimmt zu meistern. Vorsorgende Sozial-
politik fördert existenzsichernde Erwerbsarbeit, hilft bei der Erziehung, setzt auf Ge-
sundheitsprävention. Sie gestaltet den demografischen Wandel und fördert eine höhere 
Erwerbsquote von Frauen und Älteren. Sie verhindert Ausgrenzung und erleichtert be-
rufliche Integration. Sie entlässt niemanden aus der Verantwortung für das eigene Le-
ben. Der vorsorgende Sozialstaat begreift Bildung als zentrales Element der Sozialpoli-
tik. 
 
Übergeordnete Aufgabe des vorsorgenden Sozialstaates ist die Integration aller Men-
schen in die Gesellschaft. Deshalb vernetzt vorsorgende Sozialpolitik unterschiedliche 
Aufgaben wie Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik, Bildungs- und Gesundheits-
politik, Familien- und Gleichstellungspolitik oder die Integration von Einwanderern. 
 
Die zentralen Ziele des vorsorgenden Sozialstaates sind Sicherheit, Teilhabe und 
Emanzipation. 
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Sicherheit bedeutet den Schutz der Menschen vor existenzieller Not, vor Ausbeutung, 
vor Diskriminierung, vor elementaren Lebensrisiken wie Arbeitslosigkeit, Krankheit und 
Pflegebedürftigkeit. Zugleich schafft Sicherheit überhaupt erst die Voraussetzung für ein 
selbstbestimmtes Leben. 
 
Teilhabe aller Menschen an der wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen und politischen 
Entwicklung ist das Ziel sozialdemokratischer Politik. Zentral dafür sind gute Bildung, 
existenzsichernde Arbeit und Gesundheit, aber auch die gerechte Verteilung des 
Wohlstands. Die Qualität des Sozialstaates bemisst sich nicht allein an der Höhe von 
Transferleistungen, sondern an der Gewährleistung tatsächlicher Lebenschancen, die 
allen von Anfang an und immer aufs Neue offenstehen müssen. 
 
Emanzipation setzt Sicherheit und Teilhabe voraus. Die Menschen wollen ihr eigenes 
Leben frei und selbstbestimmt gestalten. Niemand darf wegen seiner Herkunft benach-
teiligt sein. 
 
Vorsorgende Sozialpolitik will Sicherheit, Teilhabe und Emanzipation für alle verwirkli-
chen – unabhängig von sozialer Herkunft, Geschlecht, Lebensalter oder einer Behinde-
rung. 
 
Je früher, individueller und wirksamer das Prinzip der Vorsorge praktiziert wird, desto 
besser ist der Sozialstaat in der Lage, die großen Lebensrisiken solidarisch abzusichern. 
Schon das Berliner Programm der SPD hat formuliert: „Sozialpolitik will nicht nur repa-
rieren und in Notfällen einspringen, sondern vorausschauend gestalten.“ 
 
Mehr und bessere soziale Dienstleistungen für Kinder, Jugendliche, Familien, Ältere und 
Behinderte sind der Schlüssel für eine Gesellschaft, die niemanden ausschließt. In un-
seren Kindergärten, Schulen und Hochschulen, Krankenhäusern und Pflegestationen 
wollen wir dafür die Weichen stellen. Wer in sozialen Einrichtungen arbeitet, hat An-
spruch auf erstklassige Qualifizierung und Förderung. Wer in sozialen Berufen für an-
dere da ist, verdient Anerkennung, Respekt und faire Bezahlung. Soziale Dienstleistun-
gen müssen nicht vom Staat erbracht werden. 
 
Freie Wohlfahrtsverbände sind für uns wichtige Partner, der Arbeiterwohlfahrt und dem 
Arbeiter-Samariter-Bund sind wir besonders verpflichtet. Der Staat trägt aber die Ver-
antwortung dafür, dass Qualität und gleicher Zugang für alle gesichert sind. Gerechtig-
keit und Solidarität müssen auch für die Finanzierung unseres Sozialstaates gelten. Die 
paritätisch von Arbeitnehmern und Arbeitgebern gezahlten Beiträge bilden auch in Zu-
kunft die Grundlage unserer Sicherungssysteme. Wir wollen sie ergänzen durch eine 
höhere und gesicherte Steuerfinanzierung, die alle nach ihrer Leistungsfähigkeit betei-
ligt. Auch aus ökonomischen Gründen muss die Finanzierung des Sozialstaates auf eine 
breitere Grundlage gestellt werden, um Erwerbsarbeit zu entlasten. Der vorsorgende 
Sozialstaat muss deshalb stärker am Bürgerstatus und weniger am Erwerbsstatus an-
setzen. 
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Gesundheit 
 
Vorsorgende sozialdemokratische Gesundheitspolitik will Krankheit vermeiden, Ge-
sundheit erhalten und Unterschiede in den Gesundheitschancen abbauen. Wir streben 
gesunde Lebensverhältnisse für alle Menschen an und fördern gesundheitsbewusstes 
Verhalten. Wir fördern Gesundheitserziehung von Anfang an und verpflichtende Vorsor-
geuntersuchungen, auch in Kindertagesstätten und Schulen. Jedes Kind hat ein Recht 
darauf, gesund aufzuwachsen. 
 
Zugleich müssen die Möglichkeiten des medizinischen Fortschritts dazu genutzt werden, 
Krankheiten zu heilen und unheilbar Kranke menschenwürdig zu versorgen. Kranke ha-
ben unabhängig von Herkunft, Alter oder Geschlecht denselben Anspruch auf Versor-
gung und gleiche Teilhabe am medizinischen Fortschritt. Wir wollen keine Zweiklassen-
medizin. Deshalb wollen wir die solidarische Bürgerversicherung, in die alle Menschen 
einbezogen werden. 
 
Die Prinzipien der solidarischen Bürgerversicherung wollen wir auch in der Pflegeversi-
cherung anwenden. Für eine menschenwürdige Pflege kommt es darauf an, dass sich 
Familie, privates Umfeld, ambulante und stationäre Einrichtungen wirksam ergänzen. 
Menschen bedürfen am Lebensende der besonderen Solidarität. Jeder Mensch hat An-
spruch auf ein Sterben in Würde. 
 
Sicher und aktiv im Alter 
 
Die Gesellschaft der Zukunft wird eine Gesellschaft des längeren Lebens sein. Da die 
Menschen auch länger gesund bleiben, schließt sich an das Arbeitsleben zunehmend 
eine dritte, ausgedehnte Lebensphase an. Wir wollen den Übergang in den Ruhestand 
flexibler gestalten. Jeder Mensch soll im Alter aktiv und kreativ am gesellschaftlichen 
Leben und in der Arbeitswelt teilnehmen können. Das Engagement und die Erfahrung 
der Älteren bereichern unser Land wirtschaftlich, politisch und kulturell. 
 
Die gesetzliche Rentenversicherung bleibt die tragende Säule einer armutsfesten Al-
terssicherung. Sie muss allerdings durch Betriebsrenten oder öffentlich geförderte pri-
vate Vorsorge ergänzt werden, damit die Menschen im Alter ihren Lebensstandard hal-
ten können. 
 
Wir wollen die gesetzliche Rentenversicherung langfristig auf alle Erwerbstätigen aus-
dehnen. Dabei halten wir am Erwerbseinkommen und an der Erwerbsdauer als Maßstab 
für die Rentenhöhe fest. 
 
Die Rente muss beitragsbezogen bleiben. Eine Einheitsrente lehnen wir ab. Wir wollen 
Altersarmut vermeiden. Die Einführung der Grundsicherung im Alter war dafür ein wich-
tiger Schritt. Hinzu kommen muss die eigenständige Alterssicherung von Frauen. 
 
Vorsorgende Sozialpolitik in den Kommunen 
 
Eine gute vorsorgende Sozialpolitik wird vor allem in den Kommunen mit Leben erfüllt – 
in hochwertigen Kindergärten und Schulen in einem lebenswerten Wohnumfeld, mit 
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vielfältigen Angeboten für die Integration von Zuwanderern, für Beschäftigung und Qua-
lifizierung, für Sport, Erholung und Gesundheit. Wir unterstützen eine Politik für soziale 
Kommunen, die Stadtteile und Gemeinden in diesem Sinne entwickelt. Dabei kommt es 
darauf an, die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger zum Miteinander, zur Selbsthilfe 
und zur Übernahme von Verantwortung zu ermutigen. 
 
Kommunen haben die Aufgabe, Menschen in spezifischen Notlagen geeignete Hilfe zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Wir unterstützen das Bemühen von Kommunen, bezahlbaren Wohnraum bereitzuhalten. 
Wir schützen die Rechte der Mieter. 
 
 


